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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Gemeinschaftsfinanzierung 
der Ausgaben für die Lieferung von landwirtschaftlichen Erzeugnissen 
im Rahmen der Nahrungsmittelhilfe 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43 und 209, 

gestützt auf den Vorschlag der Kommission, 

gestützt auf die Stellungnahme des Europäischen 
Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Gemeinschaft gewährt Entwicklungsländern 
oder von Katastrophen betroffenen Ländern Nah- 
rungsmittolhilfe, für die sie die Finanzierung über- 
nimmt. Aufgrund der derzeitigen Verordnungsvor- 
schriften werden die hiermit zusammenhängenden 
Ausgaben je nach Erzeugnis und Lieferbedingungen 
entweder in voller Höhe unter Kapitel 90 „Ausga- 
ben für Nahrungsmittelhilfe" des Gesamthaushalts- 
plans der Gemeinschaften oder in voller Höhe von 
der Abteilung Garantie des Europäischen Ausrich- 
tungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft 
oder aber anteilig von diesen beiden finanziert. 

Bei dieser Art der Finanzierung läßt sich nicht ein- 
deutig zwischen den Kosten der gemeinsamen Markt- 
politik in den in Betracht kommenden Sektoren und 
zwischen den Kosten der Nahrungsmittelhilfepolitik 
unterscheiden; auch die Verwaltung der Mittel wird 
hierdurch erschwert, da die Ausgaben einmal der 
Abteilung Garantie des E.A.G.F.L., dann wiederum 
dem Kapitel 90 des Haushaltsplans, ein anderes Mal 
teils dem einen und teils dem anderen zuzurechnen 
sind. 


In den verschiedenen Sektoren empfiehlt sich eine 
Harmonisierung der Bedingungen der Gemein- 
schaftsfinanzierung der Ausgaben für die Lieferung 
von Agrarerzeugnissen im Rahmen der Nahrungs- 
mittelhilfe; infolgedessen empfiehlt es sich, in Ab- 
weichung von der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 
des Rates vom 21. April 1970 über die Finanzierung 
der gemeinsamen Agrarpolitik zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. 2788/72“), insbe- 
sondere von Artikeln 1 und 3, die geltenden Vor- 
schriften dahingehend zu ändern, daß die Ausgaben, 
die dem Unterschied zwischen den Preisen innerhalb 
der Gemeinschaft und den Weltmarktpreisen ent- 
sprechen, zu Lasten des E.A.G.F.L. gehen, die Aus- 
gaben, die nicht vom E.A.G.F.L. übernommen wer- 
den, hingegen zu Lasten des Kapitels 90. 

Diese Bestimmungen gelten nur für Ausgaben für 
Nahrungsmittelhilfelieferungen, die in Anwendung 
von nach dem 30. November 1973 vom Rat angenom- 
menen Übereinkommen, Abkommen oder Verord- 
nungen durchgeführt werden. 

Die Verordnung (EWG) Nr. 2306/70 des Rates vom 
10. November 1970 über die Finanzierung der Inter- 
ventionsausgaben auf dem Binnenmarkt für Milch 
und Milcherzeugnisse '^), geändert durch die Verord- 
nung (EWG) Nr. 2681/72^), ist daher so zu ändern, 
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daß ihre Vorschriften nur für die Lieferungen auf- 
grund bereits bestehender Übereinkommen oder Ab- 
kommen gelten. 

Zur leichteren Durchführung der Gemeinschaftsmaß- 
nahmen für die Nahrungsmittelhilfe ist die Beibe- 
haltung eines ähnlichen Vorschuß-Systems wie für 
den E.A.G.F.L. auch für die unter Kapitel 90 des 
Haushaltsplans fallenden Ausgaben zweckmäßig. 

Etwa notwendige Durchführungsbestimmungen sind 
zweckmäßigerweise von der Kommission festzule- 
gen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Ausgaben für die Lieferungen von Agrarerzeug- 
nissen im Rahmen der Nahrungsmittelhilfe gemäß 
den vom Rat nach dem 30. November 1973 erlasse- 
nen Verordnungen oder abgeschlossenen Überein- 
kommen oder Abkommen sind Gegenstand einer 
Gemeinschaftsfinanzierung und gehen in Abwei- 
chung von der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 teils 
zu Lasten des E.A.G.F.L., Abteilung Garantie, und 
teils von Kapitel 90 „Ausgaben für Nahrungsmittel- 
hilfe'' des Haushaltsplans der Europäischen Gemein- 
schaften. 

Unter Ausschluß der Verwaltungskosten umfassen 
diese Ausgaben den Warenwert und die mit den 
verschiedenen Durchführungsphasen zusammenhän- 
genden Unkosten, welche auf Grund der für diese 
Lieferungen geltenden Bestimmungen zu Lasten der 
Gemeinschaft gehen. 

Artikel 2 

1. Vom E.A.G.F.L., Abteilung Garantie, ist der Teil 
der Ausgaben zu tragen, der den Erstattungen 
bei der Ausfuhr nach dritten Ländern unter Aus- 
nahme der für Einzelmaßnahmen bestimmten Er- 
stattungen entspricht. 

2. Von Kapitel 90 „Ausgaben für Nahrungsmittel- 
hilfe" des Haushaltsplans der Europäischen Ge- 
meinschaften ist der Teil der in Artikel 1 genann- 
ten Ausgaben zu tragen, der von Absatz 1 nicht 
gedeckt ist. 


Artikel 3 

1. Die Mitgliedstaaten bestimmen die Dienststellen 
und Einrichtungen, die sie ermächtigen, die in 
dieser Verordnung genannten Ausgaben zu zah- 
len. Sofern noch nicht erfolgt, unterrichten sie 
die Kommission sobald wie möglich über den 
Status dieser Dienststellen und Einrichtungen und 
die verwaltungs- und buchführungstechnischen 
Bedingungen ihres Betriebs und teilen ihr jähr- 
lich die von ihnen oder von den zuständigen Kon- 
trollstellen aufgestellten Berichte oder Teilbe- 
richte über diese Ausgaben mit. 

2. Für diese Ausgaben entscheidet die Kommission, 
nach Anhörung des durch Artikel 11 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 729/70 eingesetzten Fondsaus- 
schusses 

- in regelmäßigen Zeitabständen und auf Grund 
von Anträgen der Mitgliedstaaten über die 
Gewährung von Vorschüssen an die betreffen- 
den Mitgliedstaaten und 

— über den Abschluß der Konten der Mitglied- 
staaten auf Grund von Unterlagen, die der 
Kommission übermittelt werden. 


Artikel 4 

Die Verordnung (EWG) Nr. 2306/70 wird wie folgt 
geändert: 

1. Artikel 4 Absatz 1 Unterabsatz i) wird durch fol- 
genden Text ergänzt: 

„vor dem 1. Dezember 1973 angenommen", 
der nach „Ausgaben gemäß den" eingesetzt wird. 

2. Artikel 5 Absatz 1 Unterabsatz i) wird durch fol- 
genden Text ergänzt: 

„vor dem 1. Dezember 1973 angenommen", 
der nach „Ausgaben gemäß den" eingesetzt wird. 


Artikel 5 

Für die in dieser Verordnung genannten Ausgaben 
sind die Bestimmungen der Artikel 8 und 9 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 729/70 entsprechend anzuwen- 
den. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mJt Schreiben des Bundeskanzlers vom 
24. Januar 1974 - 1/4 - 680 70~E- Na 7/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 21. Dezember 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die 
Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Artikel 6 

Die Durchführungsbestimmungen zu dieser Verord- 
nung werden soweit erforderlich nach dem in Arti- 
kel 13 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 vorgese- 
henen Verfahren erlassen. 


Artikel 7 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Sie ist ab 1, Dezember 1973 gültig. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Begründung 

1. Bisher werden die Gemeinschaftsausgaben für 
die Lieferung von landwirtschanftlichen Erzeugnis- 
sen im Rahmen der Nahrungsmittelhilfe von der Ge- 
meinschaft je nach Erzeugnis oder Lieferbedingun- 
gen unterschiedlich finanziert: 

a) Bei Milcherzeugnissen 

— werden die Ausgaben aufgrund der Verord- 
nung (EWG) Nr. 2306/70 des Rates vom 10. 
November 1970 vom E.A.G.F.L., Abteilung 
Garantie, finanziert, wenn es sich um Erzeug- 
nisse aus öffentlicher Lagerhaltung der Inter- 
vention handelt; 

— werden die Ausgaben gemäß Verordnung 
(EWG) Nr. 442/72 des Rates vom 28. Februar 
1972 und der Verordnung (EWG) Nr. 2721 des 
Rates vom 19. Dezember 1972 nach Kapitel 90 
„Ausgaben für Nahrungsmittelhilfe" des 
Haushaltsplans finanziert, wenn es sich um 
auf dem Markt gekauftes Magermilchpulver 
handelt. 

b) Bei Getreide erfolgt die Finanzierung teils aus 
E.A.G.F.L. -Mitteln, teils nach Kapitel 90 „Aus- 
gaben für Nahrungsmittelhilfe" des Gesamthaus- 
haltsplans gemäß Verordnung (EWG) Nr. 2052/69 
vom Rat vom 17. Oktober 1969, geändert durch 
Verordnung (EWG) Nr. 1703/72 vom Rat vom 
3. August 1972. 

c) Die Ausgaben für die Lieferung von Zucker und 
die Lieferung von Eiprodukten fallen dagegen in 
voller Höhe unter Kapitel 90. 

Um alle Sektoren gleich zu behandeln, empfiehlt es 
sich, die Bedingungen der Gemeinschaftsfinanzierung 
der Ausgaben für die Lieferung von landwirtschaft- 
lichen Erzeugnissen im Rahmen der Nahrungsmittel- 
hilfe zu harmonisieren. 

2. Ferner ist eine genauere Vorstellung von den 
tatsächlichen Kosten einmal der Nahrungsmittelhilfe 
und zum anderen der Ausgaben für die gemeinsame 
Agrarpolitik angebracht. 

Vorgeschlagen wird daher eine Zusammenfassung: 

a) der Ausgaben für die eigentliche Nahrungsmittel- 
hilfe, das heißt den Wert der Erzeugnisse zum 
Weltmarktpreis und die mit der Lieferung der 
Erzeugnisse verknüpften Kosten, also Liefer- 
kosten und etwaige Verarbeitungs- und Vertei- 
lungskosten, unter Kapitel 90 „Ausgaben für 
Nahrungsmittelhilfe" des Haushaltsplans. 


b) des Teils der Ausgaben, der aufgrund des Unter- 
schieds zwischen den Binnenmarktpreisen der 
Gemeinschaft und den Weltmarktpreisen den Er- 
stattungen entspricht, unter Artikel 6 und 7 
„E.A.G.F.L., Abteilung Garantie". 

Als Erstattung ist die der Tarifnummer des Gemein- 
samen Zolltarifs für das betreffende Erzeugnis zu 
wählen, soweit es sich nicht um besondere Bestim- 
mungsländer handelt, da die für diese Bestimmungs- 
länder gewährten Erstattungen nicht immer den Un- 
terschied zum Weltmarktpreis widerspiegeln. 


3. Die Lieferungen auf Grund geltender Überein- 
kommen oder Verträge sind übrigens bereits been- 
det (bei Butteröl, Eiprodukten) oder sehr weit fort- 
geschritten (bei Magermilchpulver, Getreide, Zucker). 
Um Komplikationen bei der Verbuchung der derzei- 
tigen Ausgaben und Schwierigkeiten bei der Ein- 
führung der neuen Vorschriften zu vermeiden, sollen 
daher die zur Zeit geltenden Vorschriften für die ab- 
geschlossenen oder laufenden Maßnahmen beibehal- 
ten werden. Artikel 1 sieht daher vor, daß es sich um 
Maßnahmen handelt, die in Anwendung der nach 
dem 30. November 1973 in Kraft kommenden Über- 
einkommen, Abkommen oder Verordnungen durch- 
geführt werden. Die Verordnung (EWG) Nr. 2306/70 
ist demzufolge so zu ändern, daß sich ihre Vorschrif- 
ten über die Lieferung von Milchprodukten im Rah- 
men der Nahrungsmittelhilfe nur auf die Lieferun- 
gen gemäß der vor dem 1. Dezember 1973 geltenden 
Ratsverordnungen beschränken (Artikel 4 dieser 
Verordnung). 


4. Finanzielle und haushaltstechnische Gesichts- 
punkte 

Diese Verordnung führt zu keinen neuen Ausgaben; 
sie bewirkt nur eine Neuaufteilung der Ausgaben 
im Haushaltsplan der Gemeinschaften zwischen Titel 
6 und 7, betreffend die Abteilung Garantie des 
E.A.G.F.L. einerseits und Kapitel 90 über die Nah- 
rungsmittelhilfe andererseits. 

Nach Erlaß dieser Verordnung wäre mithin eine 
Mittelübertragung vom Ausrichtungs- und Garantie- 
fonds für die Landwirtschaft, Abteilung Garantie, an 
Kapitel 90 „Ausgaben für Nahrungsmittelhilfe" vor- 
zunehmen, so daß sich diese Änderung bereits auf 
den Haushaltsplan 1974 auswirkt. Eine Anpassung 
der Nomenklatur des Haushaltsplans wird dann er- 
forderlich sein. 
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